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 Kostenfestsetzung
Ist ein Ergänzungsbeschluss trotz Fristablauf möglich?

Wird im Kostenfestsetzungsverfahren versehentlich nicht über alle angemel-
deten Kostenpositionen entschieden, kann auf  Antrag ein Ergänzungsbe-
schluss gem. § 321 Abs. 1 ZPO ergehen. Nach Ablauf der Frist des § 321 Abs. 2 
ZPO kann über versehentlich unberücksichtigte Kostenpositionen nur noch 
im Rahmen einer Nachfestsetzung entschieden werden. Eine Entscheidung 
über den ursprünglichen Kostenfestsetzungsantrag ist – auch im Hinblick auf 
die Zinsen (§ 104 Abs. 1 S. 2 ZPO) – ausgeschlossen (KG 18.12.25, 5 W 170/25, 
Abruf-Nr. 252080).

§ 321 ZPO greift, wenn das Gericht unbewusst einen Teil des Anspruchs nicht 
beschieden hat. Hat das Gericht dagegen bewusst – wenn auch unzutreffend – 
entschieden, liegt keine zu korrigierende Teilentscheidung (§ 321 ZPO), son-
dern eine fehlerhafte Endentscheidung vor. Diese kann nur mit den  zulässigen 
Rechtsmitteln angegriffen werden (vgl. BGH 19.10.21, VI ZR 1173/20, Abruf-
Nr. 226881).

PRAXISTIPP — Wird der Ergänzungsantrag nicht fristgerecht gestellt, kann das 
Gericht über den ursprünglichen, unbewusst übergangenen Antrag nicht mehr 
entscheiden. Die Partei kann aber die unberücksichtigten Kosten erneut – durch 
Nachfestsetzung bzw. Nachliquidation – zur Festsetzung anmelden. Sie ist mit 
dem Anspruch nicht ausgeschlossen (OLG Hamm 23.11.10, 25 W 471/10).

(mitgeteilt von RA Detlef Burhoff, RiOLG a. D., Leer/Augsburg)

SIEHE AUCH

iww.de/rvgprof
Abruf-Nr.
252080

Bei bewusster Entscheidung 
des Gerichts keine Korrektur 

nach § 321 ZPO möglich

 Prozessrecht
Richtiges Vorgehen gegen den falschen Kostenansatz

Der BGH hat entschieden, wie sich ein Verurteilter gegen nach seiner Auffas-
sung zu hohe Aufwendungen bei den Verfahrenskosten wehren kann und wo 
eine mangelnde wirtschaftliche Leistungsfähigkeit geltend zu machen ist.

Danach ist es für die Bewertung der Rechtmäßigkeit des Kostenansatzes uner-
heblich, ob der Kostenbeamte vom Ansatz der Kosten hätte absehen dürfen. 
Es besteht kein Anspruch, dass die Verwaltungsvorschrift beachtet wird (BGH 
10.3.26, 1 StR 316/25, Abruf-Nr. 253819). Der Kostenansatz ist eine rechtlich 
gebundene Entscheidung, die als Verwaltungsakt ergeht. Den Interessen des 
Verurteilten (z. B. mangelnde wirtschaftliche Leistungsfähigkeit) kann auch 
noch im Beitreibungsverfahren sachgerecht Rechnung getragen werden (BGH 
27.8.20, 3 StR 158/20; BVerfG 27.6.06, 2 BvR 1392/02).

Das bedeutet: Gegenstand des Erinnerungsverfahrens gegen den Kostenan-
satz ist grundsätzlich nur der Kostenansatz und die Überprüfung kostenrecht-
licher Fragen. Ausnahme: Der Kostenansatz verstößt gegen den Grundsatz der 
Verhältnismäßigkeit, wenn Kosten und Auslagen außer Verhältnis zur verhäng-
ten Strafe einschließlich Geldauflagen im Rahmen eines Bewährungsbeschlus-
ses stehen (LG Düsseldorf 8.9.25, 007 Ks-50 Js 367/20-1/20, AGS 25, 475). 
Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit ist im Beitreibungsverfahren zu erörtern.
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